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Die Diakonie mit ihren Hauptamtlichen und vielen 
Ehrenamtlichen lebt die Nähe zu unseren Nächsten 
ganz praktisch. Ihre Unterstützung der diakonischen 
Angebote für ältere Menschen ist dabei nötig: durch 
Ihre Gebete, Besuche und auch durch Spenden für 
Hilfsprojekte, die die Diakonie dank Ihrer Hilfe ver-
wirklichen kann. 

Wir danken Ihnen herzlich für Ihre Unterstützung.

D r.  h . c.  F r a n k  O.  J u l y

Pflichtopfertag für die Diakonie 
Deutschland am 26. Juli 2015

Erlass des Oberkirchenrats 
vom 19. Mai 2015   AZ 52.14-6 Nr. 77.34-01-28-V02

Nach dem Opferplan 2015 ist am 8. Sonntag nach 
Trinitatis, dem 26. Juli 2015, ein Pflichtopfer für das 
Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung/
Diakonie Deutschland – Evangelischer Bundesverband 
vorgesehen. Hierzu ergeht folgender Opferaufruf des 
Landesbischofs:

Tag der Diakonie 
Pflichtopfer am 5. Sonntag  
nach Trinitatis, 5. Juli 2015

Erlass des Oberkirchenrats
vom 30. April 2015   AZ 52.14-6

Nr. 77.34-01-28-V01

Nach dem Kollektenplan 2015 wird der „Tag der Dia
konie“ am 5. Sonntag nach Trinitatis, 5. Juli 2014, be
gangen. Hierzu ergeht folgender Opferaufruf des Lan
desbischofs:

Der demenzkranke Ehepartner, der schwerstpflegebe-
dürftige Großvater, die einsame alte Frau von neben-
an – die Unterstützung für unsere Nächsten steht am 
heutigen Tag der Diakonie im Vordergrund. 

Gemäß der heutigen Tageslosung „Der Herr hebt auf 
den Dürftigen aus dem Staub“ aus 1. Samuel 2,8 enga
giert sich die Diakonie in Württemberg für Hilfsbe
dürftige. Vielfältig unterstützt sie beispielsweise ältere 
Menschen: sei es durch die rund 240 Diakonie-Sozial
stationen, die mehr als 24.000 Menschen in verschie-
denen Lebensbereichen kompetent und liebevoll be- 
gleiten, seien es Kooperationen mit offenen Angebo-
ten von Kirchengemeinden wie Mittagstische und Be-
suchsdienste. 
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„Mittendrin“ in der Nachbarschaft – 
Diakonie und Gemeinden bieten Unterstützung 
und Begleitung

Gute Nachbarschaft zu fördern und zu pflegen, fürein
ander da zu sein, sich um einander zu sorgen, dafür 
setzt sich unsere Diakonie zusammen mit vielen evan-
gelischen Kirchengemeinden ein. 

Unsere Diakonie leistet einen wesentlichen Beitrag 
zur Familienunterstützung, in der Kinder- und Jugend-
hilfe, der Hilfe für alte Menschen und für Menschen 
mit Behinderung. Sie hilft, Zugewanderte in die Nach-
barschaft zu integrieren. Und sie ist da, wenn Armut 
und soziale Ausgrenzung drohen.

Mit Ihrem Opfer werden Vorhaben und Projekte geför-
dert, die dafür sorgen, dass Menschen auch in schwie-
rigen Lebenslagen nicht an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt werden, sondern mittendrin bleiben und sich 
von einem Netz aus engagierter und professioneller 
Hilfe unterstützt wissen. „Und alles, was ihr tut mit 
Worten oder mit Werken, das tut alles im Namen des 
Herrn Jesus und dankt Gott, dem Vater, durch ihn“ 
(Kol. 3,17).

Gott segne Geber und Gaben.

D r.  h . c.  F r a n k  O.  J u l y

Kirchliches Gesetz über die Fest-
stellung eines ersten Nachtrags zum 
landeskirchlichen Haushalt 2015

vom 14. März 2015

Die Landessynode hat das folgende Gesetz beschlos-
sen, das hiermit verkündet wird:

§ 1

Das Kirchliche Gesetz über den landeskirchlichen 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 vom 27. 
November 2014 wird wie folgt geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

§ 1

„(1) Der diesem Gesetz beigefügte landeskirchliche 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015 wird in Er-

trägen und Aufwendungen in den Kostenstellen wie 
folgt festgestellt:

Haushaltsbereich (RT 0009) 
	 Kirchensteuern	 663.438.400,00 €
davon
	 Ordentlicher Haushalt	 663.346.700,00 €
	 Vermögenshaushalt	 91.700,00 €

Haushaltsbereich (RT 0006) 
	 Aufgaben in gemeinsamer 
	 Verantwortung	 50.527.800,00 €
davon		
	 Ordentlicher Haushalt	 50.202.100,00 €
	 Vermögenshaushalt	 325.700,00 €

Haushaltsbereich (RT 0003) 
	 Aufgaben der Kirchen-
	 gemeinden	 413.091.800,00 €
davon		
	 Ordentlicher Haushalt	 347.283.400,00 €
	 Vermögenshaushalt	 65.808.400,00 €

Haushaltsbereich (RT 0002)
	 Aufgaben der Landeskirche	 1.016.725.100,00 €
davon		
	 Ordentlicher Haushalt	 868.832.800,00 €
	 Vermögenshaushalt	 147.892.300,00 €
__________________________________________

Gesamt: 		  2.143.783.100,00 €

„(2) Die Bausteine im Haushaltsbereich 0002 Auf-
gaben der Landeskirche werden in den Erträgen und 
Aufwendungen mit 426.690.800,00 € festgestellt.“

§ 2

Die Änderungen im landeskirchlichen Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2015 (Anlage zum Kirchlichen 
Gesetz über den landeskirchlichen Haushaltsplan vom 
27. November 2014) ergeben sich aus der Anlage zu 
diesem Gesetz.

§ 3

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2015 
in Kraft.

Stuttgart, 14. April 2015

D r.  h .c .  F r a n k  O.  J u l y
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Anlage zum Kirchlichen Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum landeskirchlichen Haushalt 2015

1.      In den Haushaltsbereichen ergeben sich folgende Änderungen bei Zahlenteil, Planvermerken und Stellenplänen:
1.1   Zahlenteil

Haushaltsbereich KSt. Betrag alt Betrag neu Differenz +/-
€ € €

Haushaltsbereich Aufgaben der Landeskirche (RT 0002)

Ordentlicher Haushalt

Religionsunterricht 02.1.0410.00.42800 943.600,00 1.274.500,00 +330.900,00
02.1.0410.00.56946 470.000,00 800.900,00 +330.900,00

Evangelische Frauen 
in Württemberg

02.1.1321.00.42800
02.1.1321.00.57490

48.600,00
176.300,00

713.000,00
840.700,00

+664.400,00
+664.400,00

Vermögenshaushalt

Religionsunterricht 02.6.0410.00.83110 943.600,00 1.274.500,00 +330.900,00
02.6.0410.00.91400 943.600,00 1.274.500,00 +330.900,00

Evangelische Frauen 
in Württemberg

02.6.1321.00.83110
02.6.1321.00.91400

53.600,00
48.600,00

718.000,00
713.000,00

+664.400,00
+664.400,00

1.2   Planvermerke

Haushaltsbereich
Aufgaben der Landeskirche RT 0002

Planvermerke

KSt. Neuer bzw. geänderter Text
02.1.0410.00 Erübrigungen bei Kostenstelle 0410 Gruppierung 56946 können der Rücklage für Religions

unterricht zugeführt werden. Mehrbedarf bei Kostenstelle 0410 Gruppierung 56946 kann aus der 
Rücklage finanziert werden.

Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Änderung der Verordnung 
über Pfarrstellen mit einge-
schränktem Dienstauftrag

vom 19. Mai 2015

Aufgrund von § 25 Kirchenverfassung und § 35 Ab-
satz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz wird in 
Ausführung von § 24 Württembergisches Pfarrerge-
setz vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511), zuletzt geän-
dert durch Kirchliches Gesetz vom 22. Oktober 2013 
(Abl. 65 S. 672), verordnet:

Artikel 1
Änderung der Verordnung über Pfarrstellen 

mit eingeschränktem Dienstauftrag

Die Anlage der Verordnung über Pfarrstellen mit ein-
geschränktem Dienstauftrag vom 13. September 1994 
(Abl. 56 S. 182), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 18. November 2014 (Abl. 66 S. 299), wird wie 
folgt geändert:

1. 	Unter dem Kirchenbezirk Bad Urach wird die An
gabe „Bad Urach Dietrich-Bonhoeffer-Haus 50“ 
durch die Angabe „Bad Urach Dietrich-Bonhoef
fer-Haus 75“ ersetzt.
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§ 1 
Rechtsform, Name und Sitz 

(1) Die Evangelische Landeskirche in Württemberg 
errichtet als rechtlich unselbstständige Einrichtung ein 
Bibelmuseum. 

(2) Das Bibelmuseum führt den Namen: „Bibelmu-
seum der Evangelischen Landeskirche in Württem-
berg“. 

(3) Sitz des Bibelmuseums ist Stuttgart.

§ 2 
Aufgabe 

(1) Das Bibelmuseum hat die Aufgabe, im Rahmen 
des Verkündigungsauftrages der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg die Bibel, ihre Wirkungsge-
schichte in Vergangenheit und Gegenwart bekannt und 
erlebbar zu machen.

(2) Die Arbeit des Bibelmuseums geschieht insbeson-
dere durch die Unterhaltung einer Dauerausstellung 
zum Thema Bibel im Bibelmuseum. Das Bibelmu
seum nimmt damit am Bildungsauftrag der Evangeli-
schen Landeskirche in Württemberg teil. 

(3) Das Konzept des Bibelmuseums ermöglicht durch 
seine vielfältigen Bildungsangebote und bibelmissio
narische Aktivitäten niederschwellige Zugänge zur Bi
bel und zum Bibellesen.

(4) Das Bibelmuseum kann im Rahmen seiner perso-
nellen und finanziellen Möglichkeiten weitere im Zu-
sammenhang mit seinen Aufgaben stehende Ausstel-
lungen und Veranstaltungen durchführen. 

(5) Das Bibelmuseum richtet sich mit seinem Angebot 
an Menschen, die sich für die Bibel und die Bibelar-
beit insbesondere im geistigen, geistlichen, histori-
schen und gegenwärtigen Kontext interessieren.

(6) Das Bibelmuseum erfüllt seine Aufgaben in enger 
Zusammenarbeit mit der Württembergischen Bibelge-
sellschaft und den Kirchengemeinden und Kirchenbe-
zirken der Evangelischen Landeskirche in Württem-
berg. Darüber hinaus sind weitere Kooperationen zur 
Erfüllung seiner Aufgaben möglich. Das Bibelmu
seum bringt sich in den Verbund der Bibelmuseen in 
Deutschland ein. 

(7) Als rechtlich unselbstständige Einrichtung der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg verfolgt 
das Bibelmuseum ausschließlich und unmittelbar de-
ren gemeinnützige, kirchliche Zwecke. Es ist selbstlos 
tätig und verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

2. 	Unter dem Kirchenbezirk Kirchheim unter Teck 
wird die Angabe „Kirchheim u. Teck Auferstehungs-
kirche 75“ gestrichen. Nach der Angabe „Kirchheim 
u. Teck Christuskirche 75“ wird die Angabe „Kirch-
heim u. Teck Thomaskirche 50“ eingefügt.

Artikel 2
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2015 in Kraft.

(2) War eine Pfarrstelle nach der Anlage zu dieser Ver-
ordnung in der am 30. Juni 2015 gültigen Fassung für 
einen eingeschränkten Dienstauftrag vorgesehen oder 
umfasste sie einen vollen Dienstauftrag, bleibt es bis 
zum Freiwerden dieser Pfarrstelle bei dem Dienstauf-
trag im bisherigen Umfang, es sei denn der Stellenin-
haber stimmt der Veränderung zu.

H a r t m a n n

Ordnung für das Bibelmuseum  
der Evangelischen Landeskirche  
in Württemberg

Erlass des Oberkirchenrats
vom 29. April 2015   AZ 56.08-2/0

Nr. 91.62-01-03-V12

Präambel
Lasst das Wort Christi reichlich 
unter euch wohnen (Kol 3,16)

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg, ge-
treu dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen 
Schrift gegebenen und in den Bekenntnissen der Re-
formation bezeugten Evangelium von Jesus Christus, 
das für alle ihre Arbeit und für jedes christliche Leben 
die unantastbare Grundlage ist. 

Sie weiß darum, dass das Evangelium jeder Zeit auf 
neue Weise ausgerichtet werden muss. Daher gilt es, 
das Evangelium in Wort und Tat zeitgemäß zu formu-
lieren, um so Menschen zu erreichen und ihnen Chris-
tus zu bezeugen.

Um hierzu beizutragen, betreibt die Evangelische Lan
deskirche in Württemberg das Bibelmuseum, um Men
schen den Reichtum der Frohen Botschaft auf moderne 
Weise neu zu erschließen. Sie weiß sich damit in Kon-
tinuität zu dem alten württembergischen Bekenntnis 
(Jes 40,8):

Verbum Dei manet in Aeternum.
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(3) Die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums 
nimmt an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teil, 
soweit sie oder er hierzu eingeladen wird. 

(4) Das Kuratorium kann Beraterinnen und Berater zu 
seinen Sitzungen hinzuziehen.

(5) Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung, 
die der Zustimmung des Oberkirchenrats bedarf. 

(6) Das Kuratorium tritt nach Bedarf, mindestens je­
doch zweimal im Kalenderjahr zusammen. Es wird 
durch seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden unter 
gleichzeitiger Angabe der Tagesordnung mit einer Ein­
berufungsfrist von wenigstens zwei Wochen schriftlich 
einberufen. Es ist außerdem einzuberufen, wenn dies 
von einem Mitglied nach Absatz 1 Nummern 2 bis 4 
oder von mindestens einem Viertel der Mitglieder des 
Kuratoriums schriftlich unter Bezeichnung der Tages­
ordnung bei der oder dem Vorsitzenden beantragt wird.

(7) Das Kuratorium begleitet die Arbeit des Bibelmu­
seums. Es hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1.	 es legt die Grundsätze der Museumsarbeit fest und 
beschließt insbesondere über die grundsätzliche 
Ausrichtung der inhaltlichen Arbeit des Bibelmu­
seums und dessen Betriebszeiten, Sonderausstel­
lungen und größeren Veranstaltungen,

2.	 es beschließt den Verwaltungsplan des Bibelmuse­
ums und stellt den Rechnungsabschluss fest und legt 
beides dem Oberkirchenrat zur Genehmigung vor,

3.	 es beschließt eine Geschäftsordnung für die Arbeit 
der Leiterin oder des Leiters des Bibelmuseums,

4.	 es berät über die Entwicklung und Weiterentwick­
lung der Arbeit des Bibelmuseums und nimmt den 
Jahresbericht der Leiterin oder des Leiters des Bi­
belmuseums entgegen und

5.	 es entsendet die jeweiligen Vertreterinnen und Ver­
treter in übergeordnete Zusammenschlüsse oder Zu­
sammenkünfte von Vertreterinnen und Vertretern 
der Bibelmuseen.

(8) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Jedes Mit­
glied hat eine Stimme. Bei der Beschlussfassung ent­
scheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim­
men. Ein Beschluss bedarf jedoch mindestens mehr als 
der Hälfte der zur Beschlussfähigkeit erforderlichen 
Stimmenzahl. Stimmenthaltungen werden nicht ge­
zählt.

(9) Über die Beschlüsse des Kuratoriums ist durch die 
Schriftführerin oder den Schriftführer eine Nieder­

§ 3 
Organe

Organe des Bibelmuseums sind:

1. 	das Kuratorium,
2. 	die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums und
3. 	der Beirat.

§ 4 
Kuratorium

(1) Dem Kuratorium gehören an:

1.	 die Leiterin oder der Leiter des für das Bibelmu­
seum zuständigen Dezernats im Oberkirchenrat als 
Vorsitzende oder Vorsitzender des Kuratoriums,

2.	 die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Beirats 
der Württembergischen Bibelgesellschaft als stell­
vertretende Vorsitzende oder stellvertretender Vor­
sitzender des Kuratoriums,

3.	 die Leiterin oder der Leiter des für die Bildungs­
arbeit zuständigen Dezernats im Oberkirchenrat, 
soweit diese oder dieser nicht bereits aus anderem 
Grund Mitglied des Kuratoriums ist,

4.	 die Prälatin oder der Prälat, in deren oder dessen Zu­
ständigkeitsbereich das Bibelmuseum seinen Sitz 
hat,

5.	 die Generalsekretärin oder der Generalsekretär der 
Stiftung Deutsche Bibelgesellschaft, 

6.	 die leitende Referentin oder der leitende Referent 
des Christlichen Vereins Junger Menschen Stutt­
gart e. V.,

7.	 eine Schuldekanin oder ein Schuldekan der Evan­
gelischen Landeskirche in Württemberg, die oder 
der vom Oberkirchenrat bestimmt wird,

8.	 ein aus der Mitte der Kirchenkreissynode des Evan­
gelischen Kirchenkreises Stuttgart für die Dauer 
der jeweiligen Amtszeit entsandtes Mitglied, das 
nicht Theologin oder Theologe im Sinne von § 39 
Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung ist.

(2) Für das Kuratorium wird eine Geschäftsstelle ein­
gerichtet. Die Geschäftsstelle des Kuratoriums wird 
bei dem für das Bibelmuseum zuständigen Dezernat 
im Oberkirchenrat eingerichtet. Die Leiterin oder der 
Leiter der Geschäftsstelle wird zu den Sitzungen des 
Kuratoriums eingeladen und kann an diesen beratend 
teilnehmen.
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9.	 setzt die Beschlüsse des Kuratoriums um,

10.	erstellt einen Jahresbericht über das Bibelmuseum 
und präsentiert diesen dem Kuratorium,

11.	bereitet die Sitzungen des Kuratoriums nach Wei-
sung der oder des Vorsitzenden des Kuratoriums 
vor,

12.	beruft die Sitzungen des Beirats ein und bereitet 
sie vor und

13.	erstellt einen Vorschlag an den Oberkirchenrat für 
die durch den Oberkirchenrat zum Beirat zu beru-
fenden Mitglieder.

§ 6 
Beirat

(1) Dem Beirat gehören an:

1.	 die oder der Vorsitzende des Kuratoriums, im Fall 
der Verhinderung die oder der zweite Vorsitzende 
des Kuratoriums,

2.	 die Leiterin oder der Leiter der Geschäftsstelle des 
Kuratoriums, 

3.	 die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums als 
Vorsitzende oder Vorsitzender des Beirats,

4.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter des Evangeli-
schen Jugendwerks in Württemberg, die oder der 
durch dessen Vorstand entsandt wird,

5.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter des Pädagogisch- 
Theologischen Zentrums, die oder der von der Di
rektorin oder dem Direktor des Pädagogisch-Theo-
logischen Zentrums entsandt wird,

6.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangeli-
schen Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbil-
dung und Familienbildung in Württemberg, die 
oder der durch den Vorstand der Arbeitsgemein-
schaft für Erwachsenenbildung und Familienbil-
dung entsandt wird,

7.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter des Amtes für 
missionarische Dienste, die oder der von dessen 
Leiterin oder dessen Leiter entsandt wird,

8.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangeli-
schen Gesamtkirchengemeinde Stuttgart, die oder 
der vom Gesamtkirchengemeinderat der Evangeli-
schen Gesamtkirchengemeinde Stuttgart entsandt 
wird,

schrift anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzen-
den unterzeichnet wird.

(10) Sofern dem Bibelmuseum bei der Besetzung der 
Stelle der Leiterin oder des Leiters des Bibelmuseums 
als Sonderpfarrstelle Rechte nach dem Pfarrstellen-
besetzungsgesetz eingeräumt werden, werden diese 
durch das Kuratorium wahrgenommen.

(11) Die Regelungen der Kirchengemeindeordnung 
für den Kirchengemeinderat gelten für das Kuratorium 
entsprechend, soweit in dieser Ordnung keine abwei-
chenden Regelungen getroffen sind. 

§ 5 
Leitung

(1) Das Bibelmuseum wird von der Leiterin oder dem 
Leiter des Bibelmuseums geführt. Sie oder er ist an die 
Beschlüsse des Kuratoriums, die vom Kuratorium er-
lassene Geschäftsordnung und die Vorgaben im landes-
kirchlichen Plan für die kirchliche Arbeit gebunden.

(2) Die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums: 

1.	 trägt die Gesamtverantwortung für die Arbeit des 
Bibelmuseums nach innen und außen, 

2.	 vertritt das Bibelmuseum in Kirche und Öffentlich
keit, 

3.	 hält Fühlung mit der Kirchenleitung und gibt ihr 
von wichtigen Planungen und Vorgängen rechtzei-
tig Kenntnis,

4.	 nimmt im Auftrag des Oberkirchenrats die Rechte 
und Pflichten der oder des Dienstvorgesetzten der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahr und leitet 
die ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und Mit
arbeiter bei ihrer Tätigkeit an,

5.	 entwickelt die Konzeption des Bibelmuseums und 
dessen Aufgaben weiter,

6.	 ist für die Öffentlichkeitsarbeit des Bibelmuseums 
zuständig,

7.	 führt den Betrieb des Bibelmuseums, sofern diese 
Aufgaben nicht durch die zentralen Dienste oder 
die gemeinsame Verwaltung mehrerer Dienste, 
Werke und Einrichtungen der Landeskirche wahr-
genommen werden, 

8.	 übt die Bewirtschaftungsbefugnis im Rahmen des 
Verwaltungsplans des Bibelmuseums und der da
zu ergänzend ergangenen Regelungen aus, 
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Einsichtnahme in den ersten Nach-
trag zum Plan für die kirchliche 
Arbeit für das Haushaltsjahr 2015

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 27. April 2015   AZ 13.100 Nr. 75.0-01-01-V39

Der erste Nachtrag zum Plan für die kirchliche Ar-
beit für das Haushaltsjahr 2015 ist vom 7. Juli 2015 
bis zum 3. August 2015 zur Einsichtnahme durch die 
steuerpflichtigen Gemeindeglieder beim Evangeli-
schen Oberkirchenrat in Stuttgart, Gänsheidestraße 2 
(Referat Haushalt und Steuern; Zimmer 10), montags 
bis donnerstags von 9:00 Uhr bis 16:00 Uhr und frei-
tags von 9:00 Uhr bis 12:30 Uhr, aufgelegt.

H a r t m a n n

Arbeitssicherheit und  
Gesundheitsschutz

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 27. April 2015   AZ 20.07-1 Nr. 617

Seit 1997 besteht zur Umsetzung der Verpflichtungen 
kirchlicher Arbeitgeber in den Bereichen Arbeitssicher-
heit und Gesundheitsschutz ein Präventionsvertrag, 
der 2004 überarbeitet und zwischen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) und der Verwaltungsbe-
rufsgenossenschaft (VBG) neu geschlossen wurde.

Das Konzept aus dem Jahr 2004 musste auf Grund ge-
setzlicher Änderungen und durch die Neufassung der 
Unfallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte und Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit“ (DGUV Vorschrift 2) 
überarbeitet und angepasst werden. Die Neuerungen 
des Vertrages betreffen in der Hauptsache die Tätig-
keit der Fachkräfte für Arbeitssicherheit und die Ar-
beitsweise der Evangelischen Fachstelle für Arbeits- 
und Gesundheitsschutz (EFAS).

Die neue Vereinbarung ermöglicht, die Beratung und 
Betreuung der Kirchengemeinden und kirchlichen Ein
richtungen bedarfsgerechter zu gewährleisten. 

Eine klarere Aufgabenbeschreibung der Beteiligten in
nerhalb des Betreuungskonzeptes wurde vorgenom
men sowie eine risikoorientierte Verteilung der Be
treuung auf die Kirchengemeinden und kirchlichen 
Einrichtungen.

9.	 eine Vertreterin oder ein Vertreter aus der Mitte der 
Landessynode, die oder der von der Landessyno
de gewählt wird,

10.	eine Vertreterin oder ein Vertreter der Landeshaupt
stadt Stuttgart,

11.	eine Vertreterin oder ein Vertreter der Stuttgart-
Marketing GmbH (Bereich Tourismus),

12.	eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Be-
reich der Stuttgarter Museen, die oder der durch 
den Oberkirchenrat benannt wird,

13.	eine Vertreterin oder ein Vertreter der Bibelgesell-
schaften, die oder der durch den Oberkirchenrat 
benannt wird,

14.	eine habilitierte Bibelwissenschaftlerin oder ein 
habilitierter Bibelwissenschaftler, die oder der 
durch den Oberkirchenrat benannt wird und

15.	bis zu vier weitere durch den Oberkirchenrat zu 
benennende Mitglieder.

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden zu den Sit
zungen des Beirats eingeladen und können beratend 
teilnehmen. 

(3) Der Beirat tritt nach Bedarf, mindestens jedoch 
einmal im Kalenderjahr zusammen. Er wird durch 
seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden schriftlich 
oder in Textform einberufen. 

(4) Aufgabe des Beirats ist die Beratung des Kurato
riums bei deren Aufgabenerfüllung.

§ 7 
Verwaltung

(1) Das Bibelmuseum wird nach Vorgabe des Oberkir-
chenrats durch eine gemeinsame Verwaltung mehrerer 
Dienste, Werke und Einrichtungen der Evangelischen 
Landeskirche wahrgenommen. 

(2) Das Bibelmuseum nimmt die zentralen Dienste in 
der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit 
dies der Oberkirchenrat festlegt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

R u p p



Durch die neue DGUV Vorschrift 2 ist der arbeitsme-
dizinische und sicherheitstechnische Arbeitsschutz 
weiterentwickelt und stärker auf die individuellen Er
fordernisse der Einrichtungen ausgerichtet worden, in
dem der spätestens durch das Arbeitsschutzgesetz ein
geleitete Paradigmenwechsel im Arbeitsschutz auch 
auf den Umfang und die Inhalte der betriebsärztlichen 
und sicherheitstechnischen Betreuung in den Einrich-
tungen (Betrieben) übertragen worden ist. Danach 
geht zeitgemäßes Arbeitsschutzhandeln aller Akteure 
von der jeweiligen Situation in der betrieblichen Ein-
richtung und vom Gefährdungspotenzial aus und nicht 
von starren Vorgaben. 

Zu solchen Gefährdungspotenzialen gehören heute – 
mehr als früher – auch die Verhütung arbeitsbedingter 
Gesundheitsgefahren, namentlich insbesondere ar
beitsbedingte psychische Gefährdungen der Gesund-
heit. In den Fokus rücken aber auch zunehmend beson-
dere einrichtungsspezifische Gefährdungen, wie sie 
bei den Kirchen etwa durch den Einsatz von versicher
ten Ehrenamtlichen entstehen. 

Die nachfolgende Vereinbarung schafft den Rahmen, 
dass in den von ihr betroffenen Einrichtungen der 
EKD bei der betriebsärztlichen und sicherheitstechni-
schen Betreuung auch weiterhin ein den Grundsätzen 
des ASiG und der DGUV Vorschrift 2 gleichwertiger 
arbeitsmedizinischer und sicherheitstechnischer Ar-
beitsschutz gewährleistet werden kann.

Rechts- und Begriffsbezüge 

Diese Vereinbarung legt nach Maßgabe von § 16 ASiG 
die entsprechende Geltung der UVV DGUV Vorschrift 
2 zugrunde. Wo die Vereinbarung keine von der UVV 
abweichenden oder ergänzenden Regelungen trifft, ist 
die DGUV Vorschrift 2 entsprechend anzuwenden. 

Soweit diese Vereinbarung abweichend vom Wortlaut 
der DGUV Vorschrift 2 den Begriff der Einrichtung 
oder einen sinngemäß ähnlichen Begriff (z. B. „Berei
che“) verwendet, erfolgt dies ausschließlich aus Grün-
den der sprachlichen Angleichung an innerkirchliche 
Organisationsbegriffe. Diese stehen Betrieben entspre
chend der DGUV Vorschrift 2 nur dann gleich, wenn 
sie auch die nach der DGUV Vorschrift 2 für Betriebe 
entsprechend geltenden Anforderungen („Betriebsbe-
griff“ – geschlossene Einheit, die durch organisato-
rische Eigenständigkeit geprägt ist; Anhang 1 zu § 2 
DGUV Vorschrift 2) erfüllen. Dies gilt insbesondere 
auch für den Geltungsbereich dieser Vereinbarung so-
wie die Erweiterung nach ihrer Ziffer 2. 

Gliedkirchen im Sinne dieser Vereinbarung sind die 
selbständigen lutherischen, reformierten und unierten 
Landeskirchen der EKD. Sie nehmen neben der EKD 

Die beiden Fachdisziplinen Arbeitsmedizin und Ar-
beitssicherheit werden dabei innerhalb des Präven-
tionskonzeptes eng miteinander vernetzt und die je-
weilige Betreuung strukturell wie inhaltlich auf die 
Besonderheiten der Kirche abgestimmt. Die arbeits-
medizinische Betreuung wird auch weiterhin einheit-
lich durch einen überbetrieblichen Dienstleister (BAD 
GmbH) sichergestellt.

Die neue Vereinbarung zur Umsetzung eines Präven-
tionskonzepts „Arbeits- und Gesundheitsschutz in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)“ ersetzt 
das bisher vereinbarte Präventionskonzept zwischen 
der EKD und der VBG, welches mit Bekanntmachung 
des Oberkirchenrats vom 4. August 2004, AZ 20.07-1 
Nr. 514 veröffentlicht wurde.

Die Evangelische Landeskirche in Württemberg ist 
diesem Vertrag (Anlage 1) am 30. Oktober 2014 bei-
getreten. Mit Beitritt wird die Vereinbarung wirksam.

H a r t m a n n

Anlage 

Vereinbarung zur Umsetzung eines Präventionskon-
zepts „Arbeits- und Gesundheitsschutz in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD)“

Vereinbarung zur Umsetzung eines  
Präventionskonzepts

„Arbeits- und Gesundheitsschutz  
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(EKD)“

Präambel

Die bisherige „Vereinbarung ‚Präventionskonzept Ar-
beitssicherheit und Gesundheitsschutz in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (EKD)‘“ hat sich be-
währt, für ihren Geltungsbereich nach Maßgabe von  
§ 16 ASiG einen dem früheren durch Unfallverhütungs-
vorschrift (UVV) geregelten Recht über Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit gleichwertigen 
arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Ar-
beitsschutz sicherzustellen. 

Mit der Außerkraftsetzung dieser früheren UVV 
und dem zeitgleichen Inkrafttreten der Unfallver-
hütungsvorschrift „Betriebsärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit“ (DGUV Vorschrift 2) hat sich das 
der bisherigen Vereinbarung zugrunde gelegte Recht 
geändert. 
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bei der Umsetzung aller gesetzlichen Vorgaben zum 
Arbeitsschutz und

– 	 Verbesserung des Niveaus von Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz in den Einrichtungen für die Be-
schäftigten und die ehrenamtlich Tätigen, indem die 
Belange des Arbeitsschutzes in die Entscheidungs
prozesse aller Führungsstrukturen in den Einrich-
tungen systematisch integriert werden.

Die Regelungen dieser Vereinbarung berücksichtigen 
die besonderen Verhältnisse in der EKD.

2  Geltungsbereich

Diese Vereinbarung wird in den folgenden Einrichtun-
gen/Bereichen, soweit diese Arbeitgeber im Sinne von 
§ 1 ASiG und öffentliche Verwaltung im Sinne von § 
16 ASiG sind umgesetzt:

1. 	Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) mit allen Kirchenkreisen, Dekanaten, 
Propsteien, Kirchengemeinden und sonstigen öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen sowie deren Einrichtungen, sofern deren 
Einrichtungen keine eigene Rechtspersönlichkeit 
besitzen,

2. 	Union Evangelischer Kirchen in der EKD mit ge-
samtkirchlichen Einrichtungen, Werken und Diens-
ten,

3.	 Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands mit gesamtkirchlichen Einrich
tungen, Werken und Diensten,

4. 	EKD mit gesamtkirchlichen Einrichtungen, Werken 
und Diensten sowie

5. 	andere kirchliche Bereiche (z. B. Freikirchen) auf 
vertraglicher Grundlage.

Die Vereinbarung kann auf Einrichtungen mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit, soweit diese Arbeitgeber im 
Sinne von § 1 ASiG und öffentliche Verwaltung im 
Sinne von § 16 ASiG sind, erweitert werden, wenn sie
– 	 überwiegend im Auftrag oder mit ausdrücklicher 

Einwilligung der in den vorstehenden Nummern 1 
bis 5 genannten Einrichtungen/Bereiche handeln,

– 	 Mitglied der VBG sind,
– 	 sich schriftlich zur Umsetzung dieses Präven

tionskonzeptes gegenüber der VBG verpflichten 
und

– 	 die EKD zugestimmt hat.

3  �Evangelische Fachstelle für Arbeits- und  
Gesundheitsschutz

Die EKD unterhält eine Fachstelle für Arbeits- und 
Gesundheitsschutz gemäß der vom Rat der EKD be-
schlossenen Ordnung der Evangelischen Fachstelle 

die nach dieser Vereinbarung bestimmen Aufgaben 
und Befugnisse für ihren Bereich wahr.

In den übrigen Einrichtungen, die keiner Gliedkirche 
angehören, nehmen entweder diese selbst für ihren 
Bereich oder die EKD die nach dieser Vereinbarung 
den Gliedkirchen zugewiesenen Aufgaben und Befug-
nisse wahr.

Entscheidungsträger im Sinne dieser Vereinbarung 
sind alle für die Gewährleistung und die Umsetzung 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den Einrich
tungen verantwortlichen Personen im Rahmen der ih
nen obliegenden oder übertragenden Aufgaben und 
Befugnisse, insbesondere die Leitungs- und Führungs
personen der Einrichtungen. Zu diesen Aufgaben zählt 
u. a. neben der Verhütung von Arbeitsunfällen und Be
rufskrankheiten auch die Verhütung von arbeitsbe
dingten Gesundheitsgefahren, auch wenn in diese 
Vereinbarung zur sprachlichen Vereinfachung oberbe
grifflich nur der Begriff Arbeitsschutz verwendet wer
den sollte. 

Gegenstand der Arbeitsschutzpflichten in der evange
lischen Kirche ist die Prävention sämtlicher Gefähr-
dungen für das Leben und die Gesundheit aller Ver-
sicherten, damit auch solche für die ehrenamtlich 
Tätigen. Soweit in dieser Vereinbarung zur sprachli
chen Vereinfachung im Einzelnen lediglich auf die 
Versichertengruppe der Beschäftigten oder auf einen 
beruflichen Gefährdungsbezug abgestellt wird, sind 
damit grundsätzlich auch Personen bei ihren versicher-
ten ehrenamtlichen Tätigkeiten erfasst; abweichend 
davon werden bei der Bestimmung des Schwellwertes 
von Fünfzig in den Ziffern 7.2 und 7.3 dieser Vereinba-
rung nur Beschäftigte im Sinne des Arbeitssicherheits-
gesetzes (ASiG) berücksichtigt. 

Die Rechte der kirchlichen Mitarbeitervertretung wer-
den durch diese Vereinbarung nicht berührt. 

Soweit im Text dieser Vereinbarung Personen nur in 
der männlichen Sprachform angesprochen werden, 
geschieht dies nur zur sprachlichen Vereinfachung. 
Erfasst werden mit ihr sowohl Frauen als auch Män-
ner. 

1  Zielsetzung

Die nachstehende Vereinbarung dient zur
– 	 Erfüllung der Forderungen des Arbeitssicherheits-

gesetzes und der Unfallverhütungsvorschrift „Be-
triebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ 
für alle unter den Geltungsbereich fallenden Ein-
richtungen,

– 	 Sicherstellung einer guten Beratung von Entschei-
dungsträgern und Unterstützung der Einrichtungen 
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– 	 personelle Unterstützung bei Organisation und 
Durchführung von Veranstaltungen für Multipli-
katoren zum Arbeitsschutz in den Gliedkirchen,

– 	 Personelle Unterstützung der Koordinatoren und 
Ortskräfte im Einzelfall, 

– 	 Anleitung, Information, Fortbildung und Motiva-
tion der Koordinatoren und Ortskräfte sowie

– 	 Zusammenarbeit mit den Interessenvertretungen 
der Mitarbeiterschaft.

Die EKD stellt sicher, dass die EFAS über das für 
die Wahrnehmung der vorstehenden Aufgaben not-
wendige und entsprechend den Anforderungen des 
ASiG und der DGUV Vorschrift 2 sicherheitstech-
nisch und arbeitsmedizinisch qualifizierte Personal in 
ausreichender Anzahl verfügt.

4  �Koordination der Arbeitsschutz Aktivitäten  
der Gliedkirchen

Jede Gliedkirche übernimmt die Koordination der si
cherheitstechnischen und betriebsärztlichen Betreuung 
und trägt die Verantwortung für die Umsetzung der 
vereinbarten Präventionsmaßnahmen in ihrem Zu
ständigkeitsbereich. Zudem wird der VBG eine zen-
trale Ansprechperson (Koordinator für Arbeits- und 
Gesundheitsschutz) benannt, die im Dienste der je
weiligen Gliedkirche steht. Voraussetzung für die Be
stellung eines Koordinators ist dessen erforderliche 
Qualifikation (sicherheitstechnische Fachkunde) einer 
Fachkraft für Arbeitssicherheit. Der Koordinator ist in 
der Regel die leitende Fachkraft für Arbeitssicherheit 
der Gliedkirche. Ausnahmsweise genügt dessen spe-
zielle Ausbildung zur Ortskraft, wenn in der jewei-
ligen Gliedkirche eine kirchliche Ortskraft, die über 
die Qualifikation einer Fachkraft für Arbeitssicherheit 
verfügt, als leitende Fachkraft für Arbeitssicherheit 
der Gliedkirche bestellt ist und mit dem Koordinator 
eng zusammenarbeitet. 

Für die Aufgabenwahrnehmung aus seiner Funktion 
als Fachkraft für Arbeitssicherheit soll der Koordina-
tor in der Regel 50 % der regelmäßigen Arbeitszeit 
einer Vollzeitstelle aufwenden. Hinzu kommt der zeit-
liche Aufwand für seine Tätigkeit als Koordinator.

In seiner Funktion als Koordinator hat er folgende 
Aufgaben:

4.1  Strategische Aufgaben:

– 	 Koordination der sicherheitstechnischen Betreuung  
	 und
– 	 Unterstützung der arbeitsmedizinischen Betreuung 

in der Gliedkirche auf Basis des „Konzepts der ar-
beitsmedizinischen Betreuung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der evangelischen Kirche“.

für Arbeits- und Gesundheitsschutz (EFAS), um die in 
den Gliedkirchen und Einrichtungen tätigen Entschei-
dungsträger und Versicherten bei der Erfüllung der in 
Ziffer 1 genannten Ziele zu unterstützen.

Hierzu nimmt die EFAS folgende Aufgaben wahr:

3.1  Strategische Aufgaben

– 	 Ermittlung von Arbeitsschwerpunkten,
– 	 Empirische/wissenschaftliche Untersuchungen 

veranlassen bzw. durchführen,
– 	 Evaluationen und Erhebungen,
– 	 Entwicklung von allgemeinen Konzepten zur  

Verbesserung des Arbeitsschutzes in der EKD 
sowie

– 	 Entwicklung von Bewertungsmaßstäben für  
den Nutzen der geleisteten Arbeit der EFAS und 
der landeskirchlichen Arbeitsschutzorganisation 
für die Einrichtungen.

3.2  Konzeptionelle und organisatorische Aufgaben

– 	 Hilfe und Beratung bei der Organisation des 
Arbeitsschutzes und des Berichtswesens in den 
Gliedkirchen durch Entwicklung von Leitfäden 
und durch Beratung vor Ort,

– 	 Hilfe und Beratung der Landeskirchen bei  
der Gewinnung, Motivation und Fortbildung  
von Koordinatoren und Ortskräften für Arbeits- 
und Gesundheitsschutz in den Gliedkirchen  
und deren Einrichtungen,

– 	 Entwicklung von Handlungsanleitungen für  
Ortskräfte,

– 	 Entwicklung von Handlungshilfen für Ortskräfte 
(z. B. Formblätter, Checklisten, Infoblätter),

– 	 Entwicklung von Informationsmedien,
– 	 Verteilung der von der EKD bereitgestellten 

Ressourcen im Arbeitsschutz auf die Gliedkirchen 
sowie

– 	 Entwicklung von Steuerungsinstrumenten zum  
effizienten Ressourceneinsatz bei sinnvollem  
Nutzen für die betreuten Einrichtungen.

3.3  Operative Aufgaben

– 	 Beratung der Gliedkirchen, deren Koordinatoren 
und Ortskräfte,

– 	 Beratung im Einzelfall vor Ort in den Einrich
tungen (i. d. R. bei Fragestellungen mit grundsätz
licher Bedeutung),

– 	 Unterstützung bei Sitzungen der Arbeitsschutz-
ausschüsse im Einzelfall,

– 	 fachliche Schulungen von Koordinatoren und 
Ortskräften,
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Landeskirche Schaumburg-Lippe wenigstens 25 % der 
regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle.

Die Auswahl der Ortskräfte erfolgt durch die Gliedkir-
che. Voraussetzungen für die Auswahl sind
– 	 das Interesse, Entscheidungsträger unterstützen  

zu wollen,
– 	 das Bestreben, für die Beschäftigten und die 

ehrenamtlich Tätigen in der Gliedkirche die  
Arbeitsbedingungen verbessern zu wollen,

– 	 gute kommunikative und didaktische Fähigkeiten 
in der Vermittlung von Verfahren und Abläufen.

Voraussetzungen für die Bestellung und den Einsatz 
von Ortskräften sind
– 	 mindestens für eine Ortskraft die Qualifikation ei-

ner Fachkraft für Arbeitssicherheit, im Übrigen we-
nigstens die erfolgreiche Teilnahme an einer spezi-
ellen Ausbildung für Ortskräfte in Seminaren der 
VBG nach den jeweils aktuellen Regelungen mit 
einer Dauer von z. Zt. zwei Wochen (s. 8.1),

– 	 die Sicherstellung eines zeitlichen Tätigkeitsum-
fanges von wenigstens 30 % der regelmäßigen Ar-
beitszeit einer Vollzeitstelle, soweit vorstehend für 
eine Ortskraft in der Funktion einer Fachkraft für 
Arbeitssicherheit kein Zeitanteil von 50 % voraus-
gesetzt wird,

– 	 die Anwendung von Handlungsanleitungen für 
Ortskräfte

– 	 die Nutzung von Handlungshilfen durch Orts-
kräfte und

– 	 die regelmäßige Teilnahme an Fortbildungen ent-
sprechend den Regelungen der VBG für Ortskräfte.

Nur wenn die Größe und die Strukturen sowie die räum-
liche Lage der Einrichtung es zwingend erfordern, zu-
lassen und auch im Übrigen sichergestellt ist, dass die 
für die Ausübung der Tätigkeit als Ortskraft erforderli-
che Fachkunde erhalten bleibt, kann im Einvernehmen 
mit der örtlich zuständigen Aufsichtsperson der VBG 
vom vorstehenden zeitlichen Mindestumfang der Tä-
tigkeit einer Ortskraft abgewichen werden.

6  Betriebsärzte

Die betriebsärztliche Betreuung der Einrichtungen 
wird Ärzten mit arbeitsmedizinischer Fachkunde über
tragen. Die EKD kann die Betreuung auch im Rahmen 
eines Pauschalvertrages durch einen externen Dienst-
leister sicherstellen.

Ziele und Qualität der betriebsärztlichen Betreuung 
sind im „Konzept der arbeitsmedizinischen Betreuung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der evangeli
schen Kirche“ festgelegt. Notwendige Anpassungen er
folgen zeitnah und im Benehmen zwischen VBG und 
EKD.

4.2  Konzeptionelle und organisatorische Aufgaben:

– 	 Ermitteln von Unfall- und Arbeitsschwerpunkten; 
Führen und Auswerten entsprechender Statistiken,

– 	 Entwicklung von Arbeitsschutzkonzepten  
für die Gliedkirche mit entsprechender Fest-
schreibung von Zielen und geeigneten Control-
linginstrumenten,

– 	 Entwicklung von Handlungsanleitungen und 
Handlungshilfen für Ortskräfte,

– 	 Festlegung von Verfahren zur Vorgehensweisen  
für Ortskräfte, soweit diese nicht bereits von  
der EFAS erarbeitet wurden,

– 	 Organisation der sicherheitstechnischen  
Betreuung,

– 	 Kontrolle der Umsetzung der vereinbarten  
Präventionsmaßnahmen sowie

– 	 Zusammenarbeit mit den Mitarbeitervertretungen.

4.3  Operative Aufgaben:

– 	 Information über Arbeitsschutz in kirchlichen  
Gremien,

– 	 Mitwirkung in Arbeitsschutzausschüssen der 
Gliedkirchen,

– 	 Schulung der Ortskräfte, ggf. auch der Fachkräfte 
und Betriebsärzte zu vorgesehenen Arbeitsschutz-
konzepten und Verfahren sowie

– 	 Teilnahme an den jährlich stattfindenden Fort- 
bildungsveranstaltungen der EFAS für Koor- 
dinatoren.

5  Ortskräfte für Arbeitssicherheit

Die sicherheitstechnische Betreuung der Einrichtun-
gen in einer Gliedkirche wird abhängig vom tatsäch-
lichen Bedarf einer oder mehreren Ortskräften über-
tragen. Die Bestellung der Ortskräfte erfolgt durch 
die zuständige Gliedkirche bzw. die EKD analog § 5 
ASiG. Die Übertragung der Aufgaben erfolgt analog 
§ 6 ASiG auf die Ortkräfte, soweit deren Fachkunde 
diese Übertragung zulässt. Bei der Bestellung werden 
eigene kirchliche Mitarbeiter bevorzugt. Ortskräfte 
wirken in den Arbeitsschutzausschüssen in ihrem Be-
treuungsbereich mit.

Mindestens eine Ortskraft besitzt die Qualifikation ei-
ner Fachkraft für Arbeitssicherheit. Bei dieser beträgt 
der zeitliche Umfang der Tätigkeit in ihrer Funktion 
einer Fachkraft für Arbeitssicherheit wenigstens 50 % 
der regelmäßigen Arbeitszeit einer Vollzeitstelle. Ab
weichend davon beträgt bei ihr der funktionsbezogene 
zeitliche Mindestumfang in der Evangelischen Landes-
kirche Anhalts, der Bremischen Evangelischen Kirche, 
der Lippischen Landeskirche, der Evangelisch-refor-
mierten Kirche sowie der Evangelisch-Lutherischen 
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Inhalte der Grundbetreuung sind:
– 	 Überblick über die Aktivitäten der Einrichtung, 

wie z. B. Gruppen, Veranstaltungen, ständige  
Arbeiten und Aufgaben u. ä.,

– 	 Überblick über den Verantwortungsbereich des 
anwesenden Verantwortungsträgers,

– 	 gemeinsame Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
(Gefährdungsbeurteilung) an einer beispielhaften 
Tätigkeit eines Mitarbeitenden im Verantwor-
tungsbereich des Gesprächspartners,

– 	 gemeinsame Erarbeitung sinnvoller Maßnahmen zur 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen; sowohl bezogen 
auf die Verhältnisse, als auch das Verhalten sowie

– 	 Festlegen notwendiger weiterer spezifischer Unter-
stützung

Die Dauer der Grundbetreuung beträgt in der Regel 
4 Stunden.

Eine weitere spezifische Unterstützung wird insbeson-
dere gewährleistet durch:
– 	 Information und Beratung der Entscheidungs-

träger zum Arbeitsschutz vor Ort,
– 	 Angebote zu Fort- und Weiterbildungsmöglich-

keiten der Entscheidungsträger,
– 	 Beratung vor Ort zu speziellen Fachthemen sowie
– 	 arbeitsmedizinische Beratung von Mitarbeitenden.

Die Gliedkirche stellt eine angemessene weitere spe-
zifische Unterstützung durch Ortskräfte oder Betriebs-
ärzte sicher. Sie findet jährlich in wenigstens 20 % der 
Einrichtungen statt und soll in der Regel einen zeitli-
chen Umfang von 2 Stunden je Einrichtung nicht un-
terschreiten. In Einrichtungen, die aufgrund ihrer be-
sonderen Gefährdungen einer anteils- oder zeitmäßig 
darüber hinaus gehenden spezifischen Betreuung be-
dürfen, ist diese im erforderlichen Umfange zusätzlich 
zu gewährleisten. Wenn es die Aufgaben erfordern, soll 
die Betreuung im Rahmen der spezifischen Unterstüt-
zung durch eine Ortskraft mit der Qualifikation zur 
Fachkraft für Arbeitssicherheit erfolgen.

7.3  �Betreuung von Einrichtungen mit mehr  
als 50 Beschäftigten

Die Gliedkirche organisiert die Betreuung der Einrich
tungen derart, dass in jeder Einrichtung jährlich eine 
Betreuung stattfindet. Die Betreuung erfolgt sowohl 
durch Ortskräfte als auch Betriebsärzte. 

Es soll sichergestellt werden, dass der Betreuungsum
fang der sicherheitstechnischen Grundbetreuung jähr-
lich insgesamt 0,3 Stunden je Beschäftigten und der 
arbeitsmedizinischen Grundbetreuung 0,2 Stunden 
je Beschäftigten je Kalenderjahr beträgt. Soweit sich 
durch Maßnahmen der Gliedkirche und der EFAS nach 
den folgenden Punkten die Gefährdung in den Ein

7  Präventionsmaßnahmen der Gliedkirche

Arbeits- und Gesundheitsschutz kann nur sinnvoll 
umgesetzt werden, wenn er in einem ausreichenden 
Maß bei einer Entscheidungsfindung eines Verant-
wortlichen Berücksichtigung findet. 

Hierfür sind ein entsprechendes Bewusstsein, die Mo-
tivation und eine entsprechende Handlungskompetenz 
bei den Entscheidungsträgern Voraussetzung. Erfor-
derlich ist daher, die Verantwortungsträger zu sensibi-
lisieren, zu motivieren und zu informieren.

Dies beginnt mit dem persönlichen Kontakt des Bera-
ters zum Entscheidungsträger und wird vertieft durch 
gemeinsames Arbeiten und Handeln, Coaching, Schu-
lung und Information. Hierbei ist eine systematische 
Dienstleistung der Gliedkirche notwendig, da nur da-
durch eine effiziente und gleichzeitig ressourcenscho-
nende Prävention gewährleistet werden kann.

Im Folgenden werden die diesen Zielen dienenden 
Maßnahmen der Gliedkirche aufgeführt.

7.1  Betreuung der Einrichtungen

Jeder Einrichtung werden die betreuende Ortskraft 
und der betreuende Betriebsarzt namentlich zugeord-
net; ersatzweise reicht eine gebietsbezogene Zuord-
nung. Dies gilt entsprechend, wenn der betreuende 
Betriebsarzt nach Ziffer 6 einem externen Dienstleis-
ter angehört. Das Verzeichnis der Zuordnungen wird 
in der Gliedkirche geführt und ist für die Einrichtun-
gen, die EFAS und die VBG jederzeit einsehbar.

Der Koordinator stellt sicher, dass sowohl bei Einsatz 
mehrerer Ortskräfte als auch bei Einsatz mehrerer Be
triebsärzte die Leistungen fachgerecht aufeinander ab
gestimmt werden.

7.2  �Betreuung von Einrichtungen mit höchstens  
50 Beschäftigten

Die Gliedkirche organisiert die Betreuung der Einrich
tungen derart, dass in jeder Einrichtung innerhalb von 
5 Jahren eine Grundbetreuung stattfindet. Die Grund
betreuung erfolgt in der Regel durch Ortskräfte. 

Ziel der Grundbetreuung ist es, die Entscheidungsträ-
ger in den Einrichtungen zu sensibilisieren, zu moti-
vieren und zu befähigen, ihre Aufgaben im Arbeits-
schutz angemessen wahrnehmen zu können und ihren 
Bedarf an spezifischer Unterstützung durch Betriebs-
ärzte oder Ortskräfte der Gliedkirche gemeinsam zu 
ermitteln.
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tor, Betriebsärzte sowie Ortskräfte eingesetzt werden. 
Auch der Einsatz entsprechend qualifizierter externer 
Referenten ist möglich.

Alternativ kann eine spezielle Qualifizierungsmaßnah
me der VBG genutzt werden, bei der die VBG Schu-
lungen für Multiplikatoren nach dem jeweils verfüg-
baren Seminarprogramm und den jeweils aktuellen 
Seminarbedingungen durchführt.

7.6  �Information der Einrichtungen und  
der Multiplikatoren

Die Gliedkirche organisiert die Verteilung von Infor
mationen zum Arbeitsschutz an die Einrichtungen. 
Ebenfalls organisiert sie die direkte Verteilung von 
Informationsmaterialien zum Arbeitsschutz an die 
Ansprechpartner in den Einrichtungen mit bis zu 50 
Beschäftigten und an die bekannten Multiplikatoren. 
Der Koordinator entscheidet über die Verteilung der 
Informationen.

Die EFAS und die Gliedkirchen sammeln Beispiele 
guter Praxis und publizieren sie in geeigneter Weise.

7.7  PKW / Fahrrad – Unfallverhütungstraining

Die Gliedkirche bewirbt für alle Personen, die regel-
mäßig beruflich ein Fahrzeug bewegen, die Möglich-
keit der Teilnahme an einem Unfallverhütungstrai-
ning, soweit dies kostenfrei von der VBG angeboten 
wird und wirkt auf eine Teilnahme hin.

7.8  Controlling

Die Gliedkirche legt mit Unterstützung der EFAS jedes 
Jahr prüfbare quantitative und qualitative Ziele zum 
Arbeitsschutz fest. Hierzu werden in der Regel
– 	 Zielgruppen, zu betreuende Einrichtungen und 

Themenschwerpunkte festgelegt,
– 	 die Ziele in Bezug auf die Zielgruppe und/oder  

die Einrichtungen definiert,
– 	 die Maßnahmen zum Erreichen der Ziele entwickelt,
– 	 die Ortskräfte und Betriebsärzte und vorbereitet,
– 	 die Maßnahmen durchgeführt sowie
– 	 eine einfache Wirksamkeitskontrolle mit Stich-

probenumfang bzw. Messverfahren zur Fest- 
stellung der Zielerreichung beschrieben.

7.9  Mitwirkung in Projekten

Jede Gliedkirche unterstützt von der EFAS durchge-
führte Projekte zum Arbeitsschutz durch die Mitarbeit 
von Koordinatoren und Ortskräften.

richtungen nachweislich verringert, können sich diese 
Zeiten entsprechend um bis zu 25% verringern.

Ergibt sich aus den einrichtungsspezifischen Verhält-
nissen bzw. aus der Gefährdungsbeurteilung ein zu-
sätzlicher Bedarf an Betreuung, ist diese entsprechend 
den tatsächlichen Erfordernissen der Einrichtung si-
cherzustellen; wenn es die Aufgaben erfordern, soll 
hieran eine Ortskraft mit der Qualifikation zur Fach-
kraft für Arbeitssicherheit mitwirken.

7.4  �Schulung der Entscheidungsträger  
in Einrichtungen

Die Gliedkirche organisiert mit Unterstützung durch 
die EFAS regelmäßig stattfindende Schulungsveran-
staltungen für die Entscheidungsträger der Einrich-
tungen. Die Veranstaltungen sollen ortsnah organisiert 
werden. Die Gliedkirche hält die Entscheidungsträger 
dazu an, an diesen Veranstaltungen teilzunehmen.

Jede Veranstaltung dauert i. d. R. 2 bis 4 Stunden und 
behandelt zum einen grundsätzliche Fragestellungen 
der Verantwortung und der Aufgaben der Entschei-
dungsträger, zum anderen ein Thema aus dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes. Als Referenten können sowohl 
der Koordinator, Ortskräfte als auch Betriebsärzte ein-
gesetzt werden. Auch der Einsatz entsprechend quali-
fizierter externer Referenten ist möglich.

Für die Qualifizierung von Mitgliedern des Kirchen-
vorstands kann alternativ eine spezielle Qualifizie-
rungsmaßnahme mit der VBG vereinbart werden, bei 
der die VBG Schulungen für die Mitglieder des Kir-
chenvorstands in den Schulungsstätten der VBG ent-
sprechend den jeweils aktuellen Seminarbedingungen 
durchführt.

7.5  Schulung der Multiplikatoren

Die Gliedkirche organisiert mit Unterstützung der 
EFAS regelmäßig stattfindende Schulungsveranstal
tungen für Multiplikatoren. Multiplikatoren sind Per
sonen, die neben den Entscheidungsträgern Wissen 
und Informationen zum Arbeitsschutz weitergeben, zu 
deren Verbreitung beitragen oder aufgrund ihrer Tätig
keit Einfluss auf den Arbeitsschutz in der Einrichtung 
haben, wie z. B. Mitarbeitervertretungen, Pfarramts
sekretärinnen, Mesner, Küster, Hausmeister, IT-Mit- 
arbeiter oder Einkäufer.

Jede Veranstaltung dauert mindestens 2 Stunden und 
behandelt zum einen grundsätzliche Fragestellungen 
zu den Aufgaben im Arbeitsschutz, zum anderen ein 
adressatengerechtes Thema aus dem Gebiet des Ar-
beitsschutzes. Als Referenten können der Koordina-
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der Veranstaltung sowie den sächlichen und per-
sonellen Möglichkeiten der VBG, auch eine wei-
tere Unterstützung etwa durch Informationsmittel, 
durch die Mitwirkung eines sonstigen Mitarbeiters 
des Bereiches Prävention der VBG oder durch an-
dere geeignete Leistungen in Betracht.

– 	 Unfallverhütungstraining

	 Die VBG bietet z. Z. allen Versicherten, also den 
Beschäftigten und den Ehrenamtlichen, die für 
die evangelische Kirche dienstlich mit dem PKW 
unterwegs sind, ein PKW-Unfallverhütungstraining 
kostenfrei an. Für alle Versicherten, die für ihre Tä-
tigkeit mit dem Fahrrad beruflich unterwegs sind, 
besteht die Möglichkeit bei entsprechender Teil-
nehmeranzahl ein kostenfreies Fahrradtraining vor 
Ort durchzuführen.

Darüber hinaus unterstützt die VBG die EKD, die 
EFAS und die Gliedkirchen in deren Bemühungen 
im Hinblick auf den Arbeitsschutz projekt- oder auf
gabenbezogen durch Mitarbeit und/oder Sachleistun
gen, soweit diese Bemühungen über die bereits ver- 
traglich vereinbarten Leistungen hinaus gehen. Hier
bei sind die bundesweit zur Verfügung stehenden 
Ressourcen der Prävention der VBG für die Reli
gionsgemeinschaften begrenzt und werden entspre-
chend verteilt.

8.3  Unterstützung regionaler Arbeitsgruppen

Wirken regionale Arbeitsgruppen der EFAS über ihre 
nach dieser Vereinbarung übernommenen Aufgaben 
hinaus bei der Erfüllung der der VBG obliegenden 
Aufgaben der Arbeitssicherheit und des Gesundheits-
schutzes in wesentlicher unterstützender Weise mit, 
unterstützt die VBG die Organisation und die Durch-
führung von Arbeitsbesprechungen, Workshops oder 
sonstigen Veranstaltungen dieser Arbeitsgruppen, an 
denen eine Aufsichtsperson der VBG teilnimmt, mit 
geeigneten Mitteln projekt- bzw. aufgabenbezogen. 

Die in Betracht kommenden Leistungen sind begrenzt 
durch die jeweils verfügbaren Haushaltsmittel und rich
ten sich nach den jeweils aktuellen Regelungen für Se
minarmaßnahmen der VBG.

9  Dokumentation

Die EKD weist gegenüber der VBG jährlich schrift-
lich nach:
– 	 Arbeitsschwerpunkte,
– 	 Nutzen der Arbeit der EFAS und landeskirchlicher 

Organisationen im Arbeitsschutz für die Einrich-
tungen,

8  Unterstützungsleistungen der VBG

Die Leistungen der VBG tragen dazu bei, dass zum 
einen qualifizierte Ortskräfte und Betriebsärzte be-
stellt werden und zum anderen die in diesem Vertrag 
genannten Maßnahmen zur Erreichung der in Ziffer 1 
genannten Ziele wirksam durchgeführt werden.

8.1  Qualifizierungsmaßnahmen

Die VBG bietet für die von der Gliedkirche benannten 
angehenden Ortskräfte, die eine Qualifikation als Fach-
kraft für Arbeitssicherheit vorweisen müssen, Ausbil-
dungslehrgänge an, soweit diese die Voraussetzungen 
nach §4 Unfallverhütungsvorschrift „Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ (DGUV Vor-
schrift 2) erfüllen. Für die sonstigen von der Gliedkir-
che benannten angehenden Ortskräfte bietet die VBG 
die spezielle Ausbildung zur Ortskraft an. 

Für Ortskräfte und Betriebsärzte werden von der 
VBG unterschiedliche branchenspezifische Seminare, 
Workshops und andere Fortbildungsveranstaltungen 
angeboten. Speziell werden Seminare zur Gesprächs-
führung und zur Begleitung der Entscheidungsträger 
bei der Gefährdungsbeurteilung gehalten.

Für die Entscheidungsträger und Multiplikatoren wer-
den unterschiedlichste branchenspezifische Qualifizie
rungsmaßnahmen angeboten.

Für die Koordinatoren der Gliedkirchen werden jähr-
lich zwei von der EFAS inhaltlich gestaltete zwei- bis 
dreitägige Fortbildungsveranstaltungen von der VBG 
durchgeführt.

8.2  Mitarbeit und Sachleistungen

Die VBG unterstützt die Aktivitäten der EKD, ihrer 
Gliedkirchen und kirchlichen Einrichtungen im Rah-
men der nach Ziffer 7 von der Gliedkirche zu erbrin-
genden Leistungen wie folgt:

– 	 Schulung der Entscheidungsträger und Multi- 
plikatoren

	 Die VBG stellt hierbei im Rahmen verfügbarer Ka
pazitäten der zuständigen Bezirksverwaltung der 
VBG einen Referenten für einen Teil der Veranstal
tung. Termine und Inhalte sind rechtzeitig, mög-
lichst ein Jahr vor Beginn der Veranstaltung, mit 
der zuständigen Aufsichtsperson der VBG abzu-
stimmen.

	 Im Einzelfall kommt darüber hinausgehend, abhän-
gig von der Dauer, der Zielgruppe und den Inhalten 
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keiten und Voraussetzung der Fortführung des Vertra-
ges anzubieten.

Hannover, 14. Juli 2014	 Hamburg, 26. Juni 2014
EKD			   VBG

Arbeitsrechtliche Kommission IX – 
Landeskirche und Diakonie  
Württemberg

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 29. April 2015   AZ 23.02-5

Nr. 26.21-01-01-V05

 
 

 

R u p p

Umbenennung von Pfarrämtern

Korrektur der Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 4. Februar 2015   AZ 30.20 Nr. V01

Im Amtsblatt Bd. 66 Nr. 15 S. 312 wurde bei der Um-
benennung des Evang. Pfarramts Aulendorf Seelsorge 
in Schule und Krankenhaus in „Evang. Pfarramt Au
lendorf Schulseelsorge“ als Dekanat versehentlich Bad 
Cannstatt genannt. Richtig muss es heißen: Dekanat 
Biberach.

R u p p

Dienstnachrichten

 
 

 

– 	 Handlungsanleitungen und Handlungshilfen für 
Ortskräfte sowie

– 	 entwickelte Medien.

Die EKD weist gegenüber der VBG alle 5 Jahre 
schriftlich nach:
– 	 veranlasste empirische/wissenschaftliche Unter-

suchungen,
– 	 Evaluationsergebnisse zur sicherheitstechnischen 

und betriebsärztlichen Betreuung,
– 	 Konzept zur Verbesserung des Arbeitsschutzes  

in der EKD,
– 	 Bewertungsmaßstäbe für den Nutzen der Arbeit 

für die Einrichtungen sowie
– 	 Steuerungsinstrumente zum effizienten Ressour-

ceneinsatz.

Die Gliedkirchen halten folgende Angaben vor: 
– 	 Verzeichnis der Gebiete und der diesen zugeord-

neten Ortskräfte und Betriebsärzte,
– 	 Anzahl Einrichtungen, in denen eine Grund

betreuung stattfand,
– 	 Anzahl Einrichtungen, in denen eine spezifische 

Betreuung stattfand,
– 	 Liste der Einrichtungen mit mehr als 50 Beschäf-

tigten und Datum der letzten Besichtigung,
– 	 Anzahl durchgeführter Schulungen nach Punkt 7.4 

und die Anzahl der Teilnehmenden sowie
– 	 die Dokumentation über die Ziele, die Maßnahmen 

und die Wirksamkeitskontrollen nach Ziffer 7.8.

10  Übergangs- und Schlussbestimmungen

Diese Vereinbarung tritt am 30. Oktober 2014 in 
Kraft. Mit ihrem Inkrafttreten tritt die „Vereinbarung 
über ein Präventionskonzept Arbeitssicherheit und 
Gesundheitsschutz in der EKD vom 17.09.2003 au-
ßer Kraft, soweit sich aus dem nachfolgenden Absatz 
nicht ihre teilweise und vorübergehende Weiteranwen-
dung ergibt.

Die Übergangszeit bis zur Umsetzung aller Maßnah-
men in der Gliedkirche beträgt drei Jahre beginnend 
mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vereinba-
rung. 

Bis zur Umsetzung aller Maßnahmen aus dieser Ver-
einbarung sind die dem Zweck nach entsprechenden 
und sich aus der bisherigen und ansonsten außer Kraft 
tretenden Vereinbarung vom 17.09.2003 ergebenden 
Maßnahmen weiter umzusetzen.

Diese Vereinbarung kann mit einer Frist von einem 
Jahr zum Ende eines Kalenderjahres unter Angabe 
eines Kündigungsgrundes gekündigt werden. Wird 
von einer Vertragspartei die Kündigung erwogen, ver-
pflichtet sie sich, kurzfristig Gespräche über Möglich-
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In die Ewigkeit wurden abgerufen:

 
 

 

 

 

 

 

Der Landesbischof hat 

a) ernannt:

 
 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

b) in den Ruhestand versetzt

Amtsblatt
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro, 
zuzüglich Porto- und Versandkosten.
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden.
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober-
kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden. 
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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